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B7‑0676/2010
Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in der Westsahara
Das Europäische Parlament,
–
unter Hinweis auf seine vorangegangenen Entschließungen zur Westsahara und insbesondere auf seine Entschließung vom 27. Oktober 2005,

– 
unter Hinweis auf den am 3. Mai 1979 von Marokko ratifizierten Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte,

– 
unter Hinweis auf das Europa-Mittelmeer-Abkommen zwischen der Europäischen Union und Marokko, das am 1. März 2000 in Kraft trat,

–
unter Hinweis auf den 2004 ausgehandelten Aktionsplan EU-Marokko und den diesbezüglichen jüngsten Fortschrittsbericht vom 12. Mai 2010,

– 
unter Hinweis auf das Ergebnis der allgemeinen regelmäßigen Überprüfung zu Marokko am 22. Mai 2008 durch die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen (UNHRC),

– 
unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Berichts seiner Ad-hoc-Delegation vom März 2009, 

– 
unter Hinweis auf die Resolutionen des UN-Sicherheitsrates zur Westsahara, insbesondere die Resolutionen 1754 (2007), 1783 (2007), 1813 (2008), 1871 (2009) und 1920 (2010),

– 
unter Hinweis auf den vom Generalsekretär für den Sicherheitsrat verfassten jüngsten Bericht vom 6. April 2010 über die Lage in der Westsahara,

– 
in Kenntnis der Erklärung des Sprechers der Hohen Vertreterin Catherine Ashton  zur Westsahara vom 10. November 2010,

–
gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A.
in der Erwägung, dass seit Oktober 2010 etwa 20.000 saharauische Bürger die Stadt El Aaiún verlassen haben, um in selbsterrichteten Zeltlagern in etwa 12 km Entfernung von der Hauptstadt zu leben und so friedlich gegen die Besatzung ihrer Heimat durch Marokko sowie gegen Ausgrenzung, schlechte Lebensbedingungen, den Raub natürlicher Ressourcen und Verletzungen der Menschenrechte zu protestieren,  und dass diese Initiative die seit Jahrzehnten größte Kundgebung gegen die Regierung in den umstrittenen Gebieten darstellt,

B.
in der Erwägung, dass am 24. Oktober 2010 die marokkanischen Sicherheitskräfte das Feuer auf ein mit saharauischen Zivilisten vollbesetztes Auto eröffneten, das sich auf dem Weg zu den Protestlagern bei El Aaiún befand, und dass der vierzehnjährige Nayem El Garhiand dabei getötet und fünf weitere Personen verletzt wurden,

C.
in der Erwägung, dass am 8. November 2010 mindestens zwölf Personen, darunter auch Polizei- und Sicherheitsbeamte, bei der Auflösung des Protest-Zeltlagers von Gdaim Izyk durch marokkanische Sicherheitskräfte getötet wurden und dass es auch Berichte über eine bedeutende Anzahl verletzter Zivilisten gegeben hat, da die Sicherheitskräfte bei der Räumung des Lagers Tränengas und Schlagstöcke einsetzten,

D.
in der Erwägung, dass diese Ereignisse mit der Neuaufnahme informeller, durch die Vereinten Nationen vermittelter Gespräche über die Zukunft der Westsahara zwischen den marokkanischen Behörden und der Polisario zusammenfielen,

E.
 in der Erwägung, dass in El Aaiún und anderen Städten der Westsahara Sicherheitsmaßnahmen ergriffen wurden, die zur Festnahme von mindestens fünf Menschenrechtsaktivisten führten: Ennaama Asfari, stellvertretender Vorsitzender des CORELSO, Al-Salmani Mohammed, Mitglied der AMDH, Banka Al-Shaikh und Isma'el Brahim, Mitglieder der AMDH in Asa beziehungsweise El Aaiún, und Brahim Elansari, Vertreter von Human Rights Watch vor Ort,

F.
in der Erwägung, dass internationale Menschenrechtsorganisationen befürchten, dass auch zahlreiche weitere Menschenrechtsaktivisten seit dem Angriff auf das Protest-Zeltlager Opfer von willkürlicher Festnahme und Isolationshaft geworden sind,

G.
in der Erwägung, dass zahlreiche saharauische Aktivisten, wie etwa Brahim Dahane, Ali Salem Tamek und Ahmed Nasiri, unter denen sich auch Menschenrechtsaktivisten befinden, angeklagt wurden, Marokkos innere Sicherheit zu gefährden, und nach Besuchen von Flüchtlingslagern in Algerien für über ein Jahr in Haft genommen wurden,

H.
in der Erwägung, dass die Arbeitsgruppe zur Frage des Verschwindenlassens von Personen im Rahmen der allgemeinen regelmäßigen Überprüfung in Bezug auf Marokko festgestellt hat, dass es sich bei der Mehrheit der Verschwundenen um Personen handelt, die nachweisbar als Unterstützer der Polisario bekannt sind oder für solche gehalten werden,

I.
in der Erwägung, dass der Polizist der Polisario Mostapha Selma Sidi Mouloud von Sicherheitskräften der Polisario festgenommen wurde, nachdem er seine Unterstützung für den Autonomieplan Marokkos für die Westsahara erklärte, und  in der Erwägung, dass Mostapha Selma Sidi Mouloud in einer Erklärung vom 23. September 2010 von Polisario-Funktionären der Spionage angeklagt wurde und weiterhin in Isolationshaft gehalten wird,

J.
in der Erwägung der einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zur Westsahara und in der Erwägung, dass es seine entschiedene Unterstützung für die Bemühungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen und seines persönlichen Gesandten um eine gerechte, dauerhafte und für beide Seiten akzeptable politische Lösung, mit der die Selbstbestimmung der Menschen der Westsahara ermöglicht wird, zum Ausdruck bringen möchte,

K.
in der Erwägung, dass der Sicherheitsrat in seiner Resolution vom 30. April 2010, mit der das Mandat der UN-Mission in Westsahara (MINURSO) bis April 2011 verlängert wurde, den Status Quo als langfristig unhaltbar bezeichnete und dass Verhandlungsfortschritte wesentlich sind, um den Lebensstandard der Menschen in der Westsahara in allen Bereichen zu verbessern,

L.
in der Erwägung, dass die EU  bei all ihren die Westsahara betreffenden Aktionen und Maßnahmen ihre internationalen Verpflichtungen und ihre eigenen Verträge einhalten muss; in der Erwägung, dass daher jedes neue Abkommen zwischen der EU und Marokko wie etwa das Fischereiabkommen, das 2011 zu Verlängerung ansteht, und das Abkommen zur gegenseitigen Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen, Fisch und Fischereierzeugnissen mit den völkerrrechtlichen Verpflichtungen der EU in Bezug auf die Westsahara übereinstimmen und eine Menschenrechtsklausel als wesentliches Element enthalten müssen, 

M.
in der Erwägung, dass Marokko das erste Land in der südlichen Mittelmeerregion ist, das von dem fortgeschrittenen Status seiner Beziehungen zur EU profitiert, und dass es gemäß Artikel 2 des Assoziationsabkommens und gemäß seinem Aktionsplan im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik dazu verpflichtet ist, die Einhaltung der Menschenrechte zu fördern und sie zu schützen und zu achten,

1.
bringt seine große Besorgnis über die gravierende Verschlechterung der Lage in der Westsahara zum Ausdruck und verurteilt die Zwischenfälle aufs Schärfste, die im Protest-Zeltlager von Gdaim Izyk zu zahlreichen Toten und Verletzten geführt haben und bei denen unter anderem Nayem El Garhiand ums Leben gekommen ist; 

2.
fordert die marokkanischen Behörden auf, unverzüglich eine Untersuchung dieser Vorfälle unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen aufzunehmen, die den internationalen Standards für Unabhängigkeit, Unparteilichkeit, Transparenz, Zügigkeit und Effizienz entspricht und mit der die Umstände dieser Vorfälle geklärt werden und gewährleistet wird, dass die Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden;

3.
bekräftigt den Aufruf des Generalsekretärs der Vereinten Nationen an beide Konfliktparteien, sich weiterhin an einem ständigen und konstruktiven Dialog mit dem Büro des UN-Hochkommissars für Menschenrechte (OHCHR) zu beteiligen, um die Achtung der Menschenrechte der Bewohner der Westsahara sowohl auf dem Gebiet der Westsahara als auch in den Flüchtlingslagern sicherzustellen; hält es jedoch weiterhin für notwendig, die UN-Gremien aufzufordern, die Einrichtung eines Überwachungsmechanismus für die Menschenrechtslage in der Westsahara entweder durch die Ausweitung des Mandats der MINURSO oder durch eine abgestimmte Initiative des OHCHR vorzuschlagen;

4.
fordert die Parteien auf, ihren politischen Willen, eine Lösung zu erreichen, weiter unter Beweis zu stellen, und betont die Bedeutung glaubwürdiger und transparenter Gespräche unter der Schirmherrschaft des Generalsekretärs der Vereinten Nationen und seines persönlichen Gesandten;

5.
fordert die marokkanischen Behörden auf, die Unterdrückungs- und Verfolgungsmaßnahmen gegen Sahraui-Aktivisten sowie Menschenrechtsaktivisten und ihre Familien zu beenden und alle politischen Gefangenen zu entlassen, um so den einschlägigen völkerrechtlich verankerten Menschenrechtsnormen zu entsprechen, die auch von Marokko unterzeichnet wurden;

6.
fordert die Regierung Marokkos dazu auf, für die Durchführung von Sonderverfahren der Vereinten Nationen freien Zugang zum Gebiet der Westsahara zu gestatten und Journalisten ein ungehindertes Arbeiten zu ermöglichen;

7.
fordert die Polisario auf, dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge (UNHCR) Zugang zu den Flüchtlingslagern bei Tindouf zu gewähren, um deren Bewohner über ihr Recht, diese Lager zu verlassen und auf freiwilliger Basis in ihre Heimat zurückzukehren, in Kenntnis zu setzen;

8.
fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass die erforderliche, finanziell aufgestockte humanitäre Hilfe den etwa 165.000 in der Region von Tindouf lebenden saharauischen Flüchtlingen zukommt, um so zur Deckung ihres Grundbedarfs an Lebensmitteln, Wasser, Unterkunft und medizinischer Versorgung zu decken und zur Verbesserung ihrer Lebensbedingungen beizutragen;

9.
erinnert die marokkanischen Behörden an ihre Verpflichtung, Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Grundfreiheiten und -rechte gemäß internationalen Normen zu fördern; hebt hervor, dass die Einhaltung dieser Verpflichtungen wesentlich ist für die Entwicklung und Verbesserung der Beziehungen zwischen der Europäischen Union und Marokko; 

10.
fordert die Hohe Vertreterin/Vizepräsidentin auf, Anstrengungen zu unternehmen um eine belastbare gemeinsame Haltung innerhalb des Rats zu erzielen, damit die jüngsten Vorfälle verurteilt werden und es möglich wird, den Friedensprozess unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen voranzubringen; fordert die Hohe Vertreterin/Vizepräsidentin dringend auf, ein Treffen mit der Regierung von Marokko anzuberaumen, auf dem die Lage in der Westsahara angesprochen und ein Fahrplan mit konkreten Kriterien und eindeutiger Zeitplanung vereinbart wird;

11.
fordert die Polisario auf, über den Verbleib von Mostapha Selma Sidi Mouloud Auskunft zu geben und ihn unverzüglich freizulassen; 

12.
ruft in Erinnerung, dass der juristische Dienst des Parlaments eine Stellungnahme abgegeben hat (SJ 269/09), in der Bedenken bezüglich der Rechtmäßigkeit des zurzeit gültigen partnerschaftlichen Fischereiabkommens zwischen der EU und Marokko erhoben werden, da EU-Schiffe gemäß den Bedingungen des Abkommens in den Gewässern vor der Westsahara tätig sind, und dass bei der gegenwärtigen Umsetzung des Abkommens die in der Corell-Stellungnahme für den UN-Sicherheitsrat (S/2002/161) genannten Bedingungen nicht vollständig eingehalten werden; 

13.
vertritt daher die Auffassung, dass jede Verlängerung des Abkommens mit Marokko hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und also auch mit den Verträgen überprüft werden muss, und ist entschlossen, eine Stellungnahme des Gerichtshofs hinsichtlich der Übereinstimmung jedes zukünftigen Abkommens dieser Art mit den Verträgen gemäß Artikel 218 Absatz 11 (AEUV) einzuholen; 

14.
fordert die Konferenz der Präsidenten dazu auf, in ihrer nächsten Sitzung alle Möglichkeiten zu besprechen, um den Dialog zwischen allen Konfliktparteien zu befördern;

15.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und der Hohen Vertreterin der Union für die Außen- und Sicherheitspolitik, dem UN‑Generalsekretär, dem Generalsekretär der Afrikanischen Union, der Delegation für die Beziehungen zu den Maghreb-Ländern sowie dem Präsidium der Parlamentarischen Versammlung Europa-Mittelmeer, dem Parlament und der Regierung Marokkos und Algeriens, der Frente Polisario und der Führung der Demokratischen Arabischen Republik Sahara zu übermitteln.
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